
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 6. Juli 2004 

 

 Nr. 2004/1552   

Änderung des Gesetzes über die politischen Rechte und der Verordnung über die politischen Rechte 

Inkrafttreten 

  

1. Erwägungen 

Die Referendumsfrist zur Änderung des Gesetzes über die politischen Rechte vom 28. Januar 2004 

ist am 13. Mai 2004 unbenutzt abgelaufen. Die Bundeskanzlei hat die Änderung mit Schreiben vom 

17. Mai 2004 vorbehaltlos genehmigt. Die Vetofrist zur Änderung der Verordnung über die politi-

schen Rechte vom 6. April 2004 ist am 1. Juli 2004 unbenutzt abgelaufen. 

2. Beschluss 

Die Änderung des Gesetzes über die politischen Rechte vom 28. Januar 2004 und die Änderung 

der Verordnung über die politischen Rechte vom 6. April 2004 treten am 1. August 2004 in Kraft. 
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